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Immer teurere Mobilität: Die neue Milchkuh des 
Staates?

Der Bund will mittels Pilotprojekten die Ein-
führung von Road- und Mobility-Pricing testen. 
Damit sollen Fahrten in bestimmte Zonen in 
Städten resp. zu bestimmten Zeiten verteuert 
werden, um Mobilitätsspitzen im Pendlerver-
kehr zu brechen. Was der Staat dabei ausser Acht 
lässt: Viele Leute sind auf ein Auto angewiesen 
und nicht alle können von gleitenden Arbeitszei-
ten profitieren. Daneben planen auch zahlreiche 
Kantone eine Erhöhung der Motorfahrzeugsteu-
ern. Der Staat hat diese Abhängigkeit von der 
Mobilität erkannt und nutzt dies schamlos aus, 
um die eigene Kasse zu füllen.

In die gleiche Kerbe schlagen Bundesrat und 
Parlament auch mit dem geplanten CO2-Ge-
setz, über das wir am 13. Juni 2021 abstimmen. 

Dieses sieht massive Preiserhöhungen auf Treib-
stoffe und Heizöl vor. Davon betroffen sind 
aber nicht nur Automobilisten oder Besitzer von 
Öl-Heizungen – es trifft alle: Die Mehrkosten 
auf Diesel schlagen sich auf Nahrungsmittel-
preise nieder, Dienstleistungen werden teurer 
und Mietnebenkosten steigen an. Während der 
umweltpolitische Mehrnutzen fraglich bleibt, ist 
bereits klar, dass höhere Steuern, Abgaben und 
Gebühren das Portemonnaie der Bürgerinnen 
und Bürger leert und die Menschen zunehmend 
in die Armut treiben. Das CO2-Gesetz gehört da-
her klar abgelehnt, denn es ist teuer und unnütz!

Während die Privatwirtschaft meist über positive 
Anreize arbeitet (z.B. Bonus auf Fahrzeugversi-
cherungen, Rabatte auf Zusatzversicherungen 
bei der Krankenkasse), kennt der Staat vielfach 
nur ein «Malus-System». Ändert der Bürger sein 
Nutzungsverhalten, bezahlt er im besten Fall 
gleich viel wie zuvor. Diese Grundhaltung macht 
den Staat nicht nur unsympathisch, er weckt 
auch unweigerlich den Eindruck, dass es ihm 
einzig und allein um die Erschliessung neuer 
Geldquellen geht.

Das Bewusstsein nach einer nachhaltigen Um-
weltpolitik ist in der Bevölkerung stark ver-
ankert. Hierzu braucht es aber keine Steuer-

erhöhungen, Sonderabgaben oder exotische 
Gebührenmodelle und gewiss auch keine aufge-
blähte Bürokratie. Solche Massnahmen hemmen 
vielmehr Innovation, behindern private Initiati-
ven und belasten KMU, Gewerbe und den Mit-
telstand unnötig. Und letztendlich entmündigen 
sie auch die Bürgerinnen und Bürger, indem sie 
deren Wahlfreiheit einschränkt.
Die Mobilität befindet sich aktuell in einem 
grossen Wandel. Zweiräder und Trottinetts mit 
Elektro-Unterstützung sind im Trend. Die An-
zahl Elektrofahrzeuge auf Schweizer Strassen 
nimmt kontinuierlich zu und mit dem Wasser-
stoff-Antrieb ist eine neue, CO2-arme Techno-
logie auf dem Vormarsch. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis der Staat auch darauf neue Abgaben 
erheben wird.

Das CO2-Gesetz ist missraten: Es ist aus öko-
nomischer Sicht teuer, aus ökologischer Sicht 
nutzlos und ungerecht gegenüber allen Men-
schen, die auf ein Fahrzeug angewiesen sind. 
Stimmen auch Sie am 13. Juni 2021 Nein 
zum CO2-Gesetz!
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600 Jahre Berner Münster: Schlüsselquelle ist online 
einsehbar
Am 11. März 1421 – also vor 600 Jahren – begann der Bau des Berner Münsters. Den Grundstein legten der Schultheiss  
Rudolf Hofmeister sowie das geistliche Oberhaupt der Stadt, der Deutschordensleutpriester Johannes von Thun. Zum  
Jubiläum veröffentlicht das Stadtarchiv Bern ein Schlüsseldokument zur Erforschung des Bauprojekts in digitaler Form.

Am Donnerstag, 11. März, jährt sich die Grund-
steinlegung des Berner Münsters zum sechshun-
dertsten Mal. Zum Jubiläum hat das Stadtarchiv 
Bern die einzige zeitgenössische Quelle digita-
lisiert, die einen detaillierten Einblick in Orga-
nisation und personelle Zusammensetzung des 
Baubetriebs am Münster gewährt: Das Schuld-
buch von St. Vinzenz.

Vom Bauentscheid zur Grundstein­
legung
Um die Bedeutung des Dokumentes zu ver-
stehen lohnt sich, ein Blick in die Anfänge des 
Bauprojekts Berner Münster zu werfen. Unge-
achtet der angespannten Haushaltslage nach der 
verheerenden Brandkatastrophe von 1405 be-
schlossen Schultheiss und Räte der Stadt Bern, 
die baufällige Pfarrkirche von St. Vinzenz durch 
einen prunkvollen Neubau zu ersetzen. Dieser 
sollte die Dimensionen des benachbarten Frei-
burger Münsters übertreffen. Um das ehrgeizige 
Bauvorhaben umsetzen zu können, beriefen die 
Ratsherren im Herbst 1420 den unter seinem 
Vater in der berühmten Strassburger Münster-
bauhütte tätigen Steinmetz- und Bildhauermeis-
ter Matthäus Ensinger zum neuen Werkmeister.

Die Baukosten betrugen über 100’000 
Gulden
Das Münster ist das grösste und teuerste mittel-
alterliche Gebäude in der Stadt Bern. Der Rat 
schätzte die Baukosten bereits vor der Grund-
steinlegung auf über 100’000 Gulden. Dieser 
Betrag entsprach ungefähr dem Wert von Tau-
send durchschnittlichen Wohnhäusern. Die Rats-
herren zeigten sich entsprechend bestrebt, die 
Baufinanzierung so weit als möglich auf die 
in Stadt und Land lebende Bevölkerung abzu-
wälzen. Um trotzdem die Kontrolle über Quali-
tät und Fortgang der Bauarbeiten zu behalten, 
bestimmten sie zwei «ehrbare» Bürger, die als 

Kirchenpfleger die grundherrlichen Einkünfte 
des Heiligen Vinzenz sowie die frommen Stif-
tungen aus der Bevölkerung zu verwalten und 
der Münsterbauhütte zuzuführen hatten.

Das Schuldbuch von St. Vinzenz 
Wegen der oftmals schlechten Zahlungsmoral 
der Stifterinnen und Stifter übertrug der Kir-
chenpfleger und Schultheissensohn Thüring von 
Ringoltingen symbolträchtig am Dreikönigstag 
des Jahres 1448 alle bestehenden Schulden in 
eine eigens dazu angelegte Pa-
pierhandschrift. Dazu fasste er die 
Ausstände von rund 450 Frauen 
und Männern in personalisierten 
Konten zusammen, gab die Zah-
lungsmodalitäten und -termine an 
und vermerkte die ausbezahlten 
Beträge. War eine Schuld ab-
gelöst, strich er das betreffende 
Konto oder gab an, welche Zah-
lungen noch ausstanden. Daneben 
notierte Thüring von Ringoltin-
gen auch jene Ausstände an Geld 
und Naturalien, die «der heilg» 
– also der Heilige Vinzenz – ein-
zelnen Baufachleuten wie dem 
Münsterwerkmeister und weite-
ren Handwerkern vom Glasma-
ler und Kannengiesser bis zum 
Karrer und Tagelöhner schuldete. 
Dank der Stiftungstätigkeit der 
Bevölkerung konnten bis 1593 
Chor- und Langhausgewölbe ein-
gezogen und der Westturm bis auf 
die Höhe des Oktogons ausge-
führt werden. In den Jahren 1889 
bis 1893 entstand schliesslich 
noch der neugotische Turmhelm, 
dem das Berner Wahrzeichen sein 
prägnantes Aussehen verdankt.

Quelle ist online einsehbar 
Das Stadtarchiv Bern liess das Schuldbuch von 
St. Vinzenz im Hinblick auf das 600-jährige 
Jubiläum fachgerecht restaurieren. Zugleich 
wurde die Handschrift in hoher Auflösung di-
gitalisiert. Der Inhalt kann zusammen mit einer 
handschriftennahen Lesefassung im Internet des 
Stadtarchivs eingesehen bzw. heruntergeladen 
werden: 
ht tps: / /ar-chiv.bern.ch/home/#/content/
cb2181eac96741e888386f45b10ad906
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Berner Jungstorch zurück in der Heimat?
Seit kurzem ist das zweite Stor-
chennest im Nationalen Pferdezen-
trum in Bern durch ein weiteres 
Storchenpaar besiedelt. Jungstör-
che kehren nach drei bis fünf Jah-
ren zu ihren Brutstätten zurück, 
um dort eine Familie zu gründen. 
«Ob zwischen dem frisch eingezo-
genen Paar und unseren Störchen 
ein Verwandtschaftsverhältnis be-
steht, werden wir vielleicht bald 
wissen», hofft Dr. Salome Wägeli, 
die Betriebsleiterin des Nationalen 
Pferdezentrums.
Seit 2016 wird das Storchennest 
auf dem Kamin des historischen 
Schmittengebäudes des Nationalen 
Pferdezentrums wieder von einem 
Storchenpaar bewohnt. Seither hat 
es in Bern erfolgreich Nachwuchs 
aufgezogen. Dass Jungstörche nach 
ihrer Jungend in ihre Heimatstätte 
zurückkehren und sich dort nieder-
lassen, ist nicht aussergewöhnlich. 
Aus diesem Grund hat sich die 
Betriebsleiterin des NPZ, Salome 
Wägeli im letzten Jahr dazu ent-

schieden, ein zweites Nest zu ins-
tallieren.
Alfred Winkler des Natur- und Vo-
gelschutzvereins Wasen hatte hier-
für eine Bruthilfe von Hand aus 
Weidenzweigen angefertigt. Mit-
hilfe der Berner Berufsfeuerwehr 
konnte die Nisthilfe aus natürli-
chen Materialien fachmännisch auf 
dem Dach der Reithalle angebracht 
werden.
Nun scheint der Plan aufgegangen 
zu sein. Genau ein Jahr später ist die 
zweite Brutstätte ebenfalls besetzt. 
Einer der beiden fremden Jung-
störche ist beringt. «Das könnte uns 
dabei helfen herauszufinden, ob es 
sich bei den neuen Störchen um 
einen zurückgekehrten Jungstorch 
unseres Berner Pärchen handelt.», 
so Wägeli – «ob sie beabsichtigen 
zu bleiben, werden wir wohl in den 
nächsten Tagen sehen. Unsere Ber-
ner Störche haben auf jeden Fall die 
Neuankömmlinge in der Nachbar-
schaft bisher gelassen zur Kenntnis 
genommen».

Ein richtiges Prachtexemplar von Storch in Bern. Während der Nah­
rungssuche bewacht der andere Partner das frisch bezogene Nest.

Zur Begrüssung wird natürlich laut geklappert.

Wetter neu mit 
Migrations­
hintergrund
Sabine fegte letztes Jahr über Europa. Auch 
Lothar, Katharina, Max, Petra und Thomas sind 
über uns hergezogen. Die Namen der Hoch- und 
Tiefdruckgebiete sind allesamt auffallend ale-
mannisch. Das muss sich nun ändern! Ein Ver-
ein will für mehr Vielfalt sorgen – auch auf der 
Wetterkarte. Dafür hat er Namens-Patenschaften 
gekauft und will, dass die Wetterphänomene in 
diesem Jahr auch jüdische oder migrantische 
Namen tragen, also Ahmet, Goran oder Dragica 
heissen. 

Diversität ist nun also auch beim Wetter gefragt. 
Die Linksaktivisten sind der Meinung, dass auch 
das Wetter einen Migrationshintergrund habe. 

«Die Tief- und Hochdruckgebiete wandern in 
die Schweiz ein, so wie viele Millionen Men-
schen das auch seit Jahrhunderten tun», sagt Sara 
Winter Sayilir, Co-Vorsitzende vom Verein Neue 
Schweizer MedienmacherInnen (NCHM).
Die Namen für Hoch- und Tiefdruckgebiete ver-
gibt das Meteorologische Institut an der Freien 
Universität in Berlin. Von Jahr zu Jahr wird 
gewechselt. 2021 haben die Tiefdruckgebiete 
männliche Namen, die Hochdruckgebiete weib-
liche.
Jede oder jeder kann dort eine Patenschaft für ein 
Wetterphänomen übernehmen, bzw. den Namen 
für ein Wetterphänomen kaufen. Ein Hochdruck-
gebiet kostet 360 Euro, ein Tiefdruckgebiet 240 
Euro. Mit den Erlösen wird die Wetterbeobach-
tung finanziert.
Der unterschiedliche Preis hängt mit der Dauer 
der Wetterlage zusammen, schreiben die Ver-
antwortlichen auf der Instituts-Website. Hoch-
druckgebiete haben eine deutlich längere Le-
bensdauer und bleiben daher auch länger auf 
der Wetterkarte. Sichtbarkeit kostet also – beim 
Wetter ist das nicht anders als in der Werbung.
Der linke Schweizer Verein hat 14 Namen für 
Hoch- und Tiefdruckgebiete erwerben können 
und will nun möglichst viele migrantische Grup-
pen damit sichtbar machen. Es wurden daher 
Namen gewählt, die türkischstämmig klingen 
sowie Namen, die aus dem Griechischen kom-
men oder vom Balkan.

Es dürfte nicht lange gehen, bis es dann rassis-
tisch ist, wenn das Tief Mohamed über Bern 
fegt und jemand sich erlaubt, das Wetter zu 
kritisieren.

BÄRENTATZE
von Stadtrat Thomas Fuchs

Schön in einem Land zu leben, das keine grös-
seren Probleme hat. Man kommt sogar in Ver-
suchung, selber einige Namen zu erwerben, so 
dass man dann im Sommer vom Hoch Blocher 
oder vom Hoch Hess spricht oder vom Tief 
Sommaruga oder vom Tief Funiciello. Das wäre 
mir der Spass wert, vor allem wenn man dann 
auch noch Wirbelstürmen oder Orkanen eigene 
Namen geben könnte.
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«Kameradschaft und Zusammen­
halt sind das Wichtigste»
Mehr als 50 Jahre lang lenkte Bethly Wirth als Präsidentin die Geschicke des  
Samaritervereins Bümpliz. Jetzt gibt sie die Vereinsführung weiter.

Von Christoph Zehnder, Schweizerischer  
Samariterbund, 4601 Olten 

Es ist 1968, die Jugend revoltiert, das Schweizer 
Fernsehen sendet erstmals in Farbe, und die 
Samariter bieten neu auch Nothilfekurse an. Im 
selben Jahr wählt der Samariterverein Bümpliz 
eine junge Frau zur Präsidentin. Bethly Wirth 
erinnert sich: Zu Beginn sei es schwierig ge-
wesen. «Als ich mit 30 angefangen habe, hiess 
es: ‹Was, eine Frau als Präsidentin?›» Mit ihrer 
unkomplizierten, kameradschaftlichen Art zieht 
sie die Skeptiker aber schon bald auf ihre Seite. 
Über fünf Jahrzehnte lang bleibt sie Präsidentin. 
Sie leitet Versammlungen, stellt Jahresprogram-
me zusammen und plant gemeinsame Anlässe 
und Ausflüge. «Es geht vor allem ums Organi-
sieren», beschreibt sie ihre Aufgabe. Mehr als 
30 Jahre ist sie auch als Samariterlehrerin aktiv 
und engagiert sich im Samariterbund in der 
Kommission für Vereinsarbeit. «Ich hatte eben 
einfach die Zeit dafür», erklärt sie lapidar. Den 
«Verleider» habe sie nie gehabt, wie sie sagt. 
«Sonst hätte ich das nicht so lange gemacht.»

Rücktritt verschoben
Doch jetzt, nach 53 Jahren, ist Schluss. Eigent-
lich wollte sie spätestens 2018 aufhören. Weil 
der Verein aber plötzlich eine neue Bleibe su-
chen musste, verschob sie den Rücktritt. «Den 
Lokalwechsel wollte ich noch mitmachen. Aber 
für  mich  war klar: Sobald wir gezügelt haben, 
höre ich endgültig auf.» Viele ihrer Weggefähr-
ten bedauerten das sehr.
«Einige meinten, wenn ich aufhöre, geht der 
Verein zugrunde. Aber so etwas will ich gar nicht 
hören!» Auch das gehört zu den Aufgaben einer 
Präsidentin: den Verein zusammenhalten, den 
Frieden wahren. Nötig war das zum Glück nur 
selten. «Wir hatten es immer schön zusammen, 
haben immer viel gelacht. Dafür möchte ich 
auch mal allen Danke sagen. Danke für all die 
schönen Momente und die Unterstützung!»

Ein Verein habe auch eine soziale Verantwor-
tung, findet sie. 1985 rief sie deshalb den Sil-
berclub ins Leben, eine Gruppe für die älteren 
Vereinsmitglieder. Ihr war es stets ein Anliegen, 
dass sich niemand ausgeschlossen fühlt, schon 

gar nicht jene, die sich jahrelang im Verein 
engagiert haben. Die Samariterin ist überzeugt: 
«Kameradschaft und Zusammenhalt sind das 
Wichtigste im Verein.»

Mittlerweile haben die Bümplizer ein neues Ver-
einslokal gefunden und in Anita Gerber und De-
nise Tschannen auch eine neue Vereinsleitung.
«Ich habe ein gutes Gefühl», sagt Bethly Wirth. 
Einziger Wermutstropfen ist die aktuelle Situa-
tion mit dem Coronavirus. Ein Wechsel  unter  
normalen Umständen wäre ihr lieber gewesen. 
Dennoch blickt sie zuversichtlich in die Zukunft 
des Vereins, dem sie auch weiterhin die Treue 
hält. «Ich werde sicher noch an Übungen und 
der Vereinsversammlung teilnehmen. Aber ein-
mischen werde ich mich nicht», verspricht sie 
und ergänzt: «Ich kann vielleicht gut reden, aber 
ich kann auch ganz gut schweigen.»

Nach 53 Jahren tritt Bethly Wirth als Vereins­
präsidentin zurück. (Foto: zvg)

Vier Hühner…
Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Heute, 5.4.2021, hörte ich im Deutschschweizer 
Radio DRS1 eine Sendung über Hühner: Über 
Hühnerfarmen, Bio-Hühner, Eier etc. Da mel-
dete sich eine Hörerin zu Wort, die vier Hühner 
besass. Und sie sagte, sie hätte ihren vier Hüh-
nern einen Namen gegeben, sie nämlich nach 
Bundesrätinnen benannt. 
Die schwarze Henne nennt sie «Leuthard». Die 
rote heisst «Sommaruga». Die braune trägt den 
Namen «Amherd» und die weisse ist «Keller-
Sutter». Die gute Frau, sicher älteren Datums, ist 
völlig apolitisch, hingegen äusserst tierfreund-
lich. Jeden Morgen geht sie zu ihren Hühnern 
und fragt sie, ob sie gut geschlafen hätten, und 
bringt ihnen frisches Wasser.
Ich habe der Sendung sehr aufmerksam zu-
gehört, denn auch ich besitze genau vier Hüh-
ner. Auf deren Benennung nach Bundesrätinnen 
habe ich verzichtet. Die Assoziation schien mir 
zu gewagt. Nicht etwa deshalb, weil ich befürch-
tete, die Hühner könnten sich dadurch beleidigt 
fühlen. Denn Hühner haben den IQ eines zwei-
jährigen Kindes und denken kaum politisch.
Doch, genauer betrachtet – ganz so abwägig 
ist die Assoziation nicht. Auch Hühner denken 
«sozial-politisch» kontrovers, aber nur dann, 
wenn’s um die Futterverteilung geht. Und dann 
die Sache mit den Eiern: Hühner legen Eier. 
Das tun sie für sich selber, also agieren sie – 
volkstümlich ausgedrückt (sich selber ein Ei 
legen = sich blamieren, etwas Unüberlegtes tun) 
unüberlegt, weil die Eier ihnen jeden Tag weg-
genommen werden. So legen die Hühner denn 
tagtäglich jemand anderem ein Ei (volkstümlich 
ausgedrückt: jemanden dazu bringen, dass dieser 
in eine unangenehme/kritische Situation gerät). 

So weit hat die Zuhörerin der Hühnersendung in 
DRS1 sicher nicht gedacht bei ihrer Hühner-Na-
mensgebung. Ich tue es auch nicht. Würde ich es 
tun: Eines meiner Hühner ist alt, grau und etwas 
gerupft; ich hätte es wohl Widmer-Schlumpf 
genannt.   
Diese Humoreske mag arg frauenfeindlich klin-
gen. Doch so ist es nicht gedacht. Denn ich habe 
ja vier Hühner und nicht vier Hähne. Und ich 
frage meine gefiederten Damen auch jeden Tag, 
ob sie gut geschlafen hätten und bringe ihnen fri-
sches Wasser. Hätte ich stattdessen vier Hähne, 
hätte ich zwar für deren Namensgebung absolut 
keine Probleme, doch käme es im Hühnerhof 
zu sinnlosen Hähnenkämpfen, und Eier gäbe es 
mutmasslich keine.
Doch vielleicht täusche ich mich wiederum: 
Denn legen uns die politischen Hähne im Bun-
desrat nicht auch gelegentlich das eine oder 
andere Ei ?

Bild: pixabay.com
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Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Streunende Katze
Frage: «Seit ein paar Tagen läuft eine junge 
Katze neu im Quartier herum. Sie ist sehr 
verschmust und kommt hinein, wenn ich die 
Terrassentüre öffne. Die junge Katze trägt kein 
Halsband und das Fell am Hals ist nicht ver-
ändert, ich denke nicht, dass ein Halsband 
verloren ging. Ich habe schon zwei Katzen, die 
das junge Büsi auch nicht gerne akzeptieren 
würden. Was soll ich machen? Die Katze ins 
Tierheim bringen? Das bricht mir aber das 
Herz!»

Frau J. Neuenschwander, Bern

Liebe Frau Neuenschwander
Vielen Dank für Ihre Frage. Meine Antwort ist: 
rufen Sie Ihren Tierarzt an und fragen Sie, ob 
Sie vorbeikommen können, um bei einer Katze 
den Chip ablesen zu lassen.
Junge Katzen, welche neu raus gehen, sind 
meistens neugierig. Und wenn diese Katzen 
einen verschmusten Charakter haben, gehen 
sie gerne zu Menschen hin und lassen sich 

streicheln. Dieses Verhalten bedeutet nur sel-
ten, dass die Katze verloren ist und nach Futter 
bettelt.
Die meisten Katzen, vor allem diese mit Aus-
lauf, werden als Welpe gechipt. Das heisst, es 
wird Ihnen ein kleiner Transponder links am 
Hals implantiert. Mittels eines Chiplesegerätes 
können Tierärzte, Tierheime und Polizei die 
Chip-Nummer ablesen und das Tier einem 
Besitzer zuordnen, indem sie Zugang zu einer 
Datenbank bekommen.
Unsere Erfahrung aus der Praxis zeigt: die 
meisten Katzen, die als «Streuner» gebracht 
werden, wohnen ein oder zwei Strassen weiter 
entfernt. Bitte geben Sie fremden Katzen kein 
Futter! Die Katze wird sonst weiter zu Ihnen 
kommen und um Futter betteln, obwohl sie zu 
Hause genug bekommt.
Falls die Katze keinen Chip trägt, dann bringen 
Sie sie dorthin zurück, wo Sie sie gefunden 
haben. Ich empfehle gerne, ein Halsband mit 
Sicherheitsverschluss zu kaufen, diesen der 
Katze anzuziehen und daran ein kleines Papier 
zu fixieren, auf dem Sie fragen, ob diese Katze 

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

einen Besitzer hat 
und Sie Ihre Tele-
fonnummer für 
eine Antwort hin-
terlassen. Wenn 
diese Methode 
auch kein Ergeb-
nis bringt, ist es 
hilfreich, die Katze 
bei der Tiermelde-
zentrale stmz.ch als gefunden anzumelden.
Das Mikro-chippen von Katzen ist in der 
Schweiz gesetzlich nicht vorgeschrieben, im 
Gegensatz zu Hunden. Ich kann aber nur je-
dem Katzenbesitzer, auch von Indoor-Katzen, 
empfehlen, seine Katzen zu chippen. 

Magali Kreienbühl, Tierärztin in der Kleintier­
praxis Pezzi.Vet, Pestalozzistrasse 40,  
3007 Bern 



BernAktuell� Ausgabe Nr. 233

Seite 6� April/Mai 2021

Alexander Feuz, 
Fraktionschef, 
Grossrat und 
Stadtrat

Janosch Weyer­
mann, Mitglied 
FinDel, Stadtrat

Thomas Fuchs, 
Parteipräsident, alt 
Nationalrat und alt 
Grossrat, Stadtrat

Jahresrechnung 2020 Stadt Bern

Die bisher eingeleiteten Sparanstrengungen des 
Gemeinderates reichen bei weitem nicht – SVP  
bereitet Referendum vor
Die Rechnung 2020 der Stadt Bern schliesst mit einem Defizit von 11,5 Millionen Franken ab und liegt damit 24,6 Millionen 
unter dem Budget. Das sind die tragischen Folgen der langjährigen frivolen rotgrünen Finanzpolitik. Die SVP Stadt Bern warnte 
seit Jahren vor dieser Entwicklung und den überbordenden Ausgaben. Nun muss die von der SVP – bereits vor der Corona Kri­
se! – beantragte Verzichtsplanung rasch umgesetzt werden; ansonsten drohen uns für viele Jahre Millionendefizite und Steuer­
erhöhungen. Die Einführung der Feuerwehrabgabe sowie die unsoziale Erhöhung der Quartierparkkarten lehnt die SVP klar ab 
und bereitet dagegen das Referendum vor.

Über Jahre hinweg zahlten die Bürgerinnen und 
Bürger zu hohe Steuern. Statt die Steuerbelas-
tung endlich zu senken, übernahm die Stadt 
leichtfertig und frivol immer neue unnötige Auf-
gaben, insbesondere im Kultur- und Verkehrs-
bereich. Auch schmetterte der Stadtrat die von 
der SVP in der Finanzdebatte beantragte Priori-
sierung der Ausgaben und eine Verzichtsplanung 
immer ab.
 
Die Stadt Bern unterhält seit Jahren im Gegen-
satz zu den Landgemeinden eine Berufsfeuer-
wehr. Eine Feuerwehrabgabe ist allein deshalb 
schon systemwidrig. Frühere Versuche, diese 
Abgabe einzuführen, wurden in der Stadt des-
halb auch immer deutlich abgelehnt. Auch die 
massive Erhöhung der Quartierparkkarten ist 
äusserst unsozial. Sie treffen insbesondere Men-
schen, die schon immer oder jetzt wegen Co-
rona in finanziell prekären Verhältnissen leben 
müssen. Die SVP Stadt Bern wird sich gegen 
diese staatliche Abzockerei zur Wehr setzen und 
bereitet das Referendum gegen die Feuerwehr-
abgabe und gegen die Parkkarten-Gebühren-
erhöhung vor.
 
Verzichtplanung statt neue Abgaben 
und Gebührenerhöhungen
Schon am 23. Januar 2020 – also noch vor 
der Corona-Krise, reichte die SVP-Fraktion drei 
Vorstösse mit Forderungen auf Verzicht auf kon-
krete Projekte ein. Ebenfalls fordert die Volks-
partei ein Stellenmoratorium. Die SVP führte am 
13. Februar 2020 eine interfraktionelle Motion 
an, in der eine Aufgabenüberprüfung bei sämtli-
chen Direktionen und Prüfung sinnvoller Syner-
gien gefordert wurde (vgl. Anhang). Als einzige 
Fraktion beantragte die SVP am 12. März 2020 
zudem bei der Vorlage Sanierung Helvetiaplatz 

ein Nichteintreten, da auf dieses Projekt ange-
sichts der Finanzlage verzichtet werden muss.
 
Konkret fordert die SVP den Verzicht 
auf folgende Projekte
u � Sanierung Helvetiaplatz (22 Millionen)
u � Erstellung Velobrücke (15 Millionen)
u � Unterirdischer Ausbau des Kirchenfeldschul-

hauses (23 Millionen)
u � Weiterführung Velooffensive
u � Bau des Sprungtrums und teure Umgestaltung 

des grossen Beckens bei KaWeDe
 
Weiter verlangt die SVP, dass nachfol­
gende Massnahmen ergriffen werden
u � bessere Nutzung von Objekten und Plätzen, 

damit Mehreinnahmen generiert werden kön-
nen

u � bei sämtlichen Bauprojekten sind die Aus-
gaben für Kunst am Bau auf ein Minimum zu 
reduzieren

u � die baulichen Standards sind wo möglich 
zu reduzieren und die Baukosten bei allen 
laufenden Bauten um mind. 10 % zu senken

u � der Familiennachzug und die Einwanderung 
in die Sozialwerke ist nicht weiter aktiv vo-
ranzutreiben

u � für Arbeitslose und Sozialhilfebezüger sind 
fixe Tagesabläufe und Arbeiten für das Ge-
meinwerk zu organisieren (Waldarbeiten, 
Putzarbeiten, Unterstützung und Entlastung 
des Gesundheitspersonals usw.)

u � die Inanspruchnahme von Geldern aus dem 
Lotteriefonds ist zu intensivieren

u � seit Jahren offene Steuerforderungen und an-
dere Forderungen des Gemeinwesens gegen-
über Privatpersonen sind regelmässiger auf 
mögliche Zahlungen zu überprüfen oder die 
Forderungen sind an Dritte zu verkaufen, 

welche diese Aufgaben übernehmen
u � Büros in der Innenstadt sind in günstigere 

Lokalitäten zu verlegen, damit neue attraktive 
Steuerzahlende nach Bern ziehen können

u � die laufende Aufhebung von Parkplätzen und 
damit der Verlust von Einnahmen ist sofort 
zu stoppen

 
Nebst dem verlangten Stellenmoratorium muss 
eine Überprüfung sämtlicher Aufgaben, insbe-
sondere im Kultur und Verkehrsbereich vor-
genommen werden. Insbesondere dürfen keine 
neuen Stellen ohne Kompensation geschaffen 
werden. Die Verdoppelung der Ausgaben für das 
Theaterfestival «Aua wir leben!» wurde von der 
SVP immer bekämpft.
 
Die SVP verlangt von allen Parteien konkrete 
Vorschläge für Einsparungen. Wer in finan-
ziell guten Zeiten immer munter Ideen für 
neue Ausgaben einbringt, wird sicher kein 
Problem haben, in der heute schwierigen Zeit 
auf Aufgaben zu verzichten und entsprechen-
de Projekte zu benennen. Die SVP Stadt Bern 
wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass die 
Stadt mit den Mitteln ihrer Bürger haushälterisch 
umgeht. Die Folgen der rotgrünen Finanzpolitik 
wie Steuer- und Gebührenerhöhungen werden 
wir vehement bekämpfen.
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DER FRIEDHOF BÜMPLIZ 
MUSS BLEIBEN!
Im Westen der Stadt Bern, in Bümpliz, liegt der kleinste der drei Berner Friedhöfe. Er 
wurde 1885 als Ersatz für den bei der Kirche Bümpliz liegenden Friedhof eröffnet 
und in den Jahren 1992-94 letztmals erweitert. Nun will der Berner Gemeinderat den 
Friedhof Bümpliz aufgrund von Sparmassnahmen ersatzlos schliessen! 

Vorname, Name

Strasse, Nr.

PLZ, Ort

Tel., E-Mail

Ich will Mitglied werden und der SVP beitreten!

Ich möchte die Petition gegen die Schliessung des Friedhofs Bümpliz 
finanziell unterstützen, bitte senden Sie mir einen Einzahlungsschein zu.   
SVP Bümpliz: PC 60-641107-3, IBAN CH86 0900 0000 6064 1107 3

 Im Westen der Stadt Bern, in Bümpliz, liegt der kleinste der drei Berner Friedhöfe. Er wurde 1885 als Ersatz für den bei der 
Kirche Bümpliz liegenden Friedhof eröffnet und in den Jahren 1992-94 letztmals erweitert. Nun will der Berner Gemeinderat 
den Friedhof Bümpliz aufgrund von Sparmassnahmen ersatzlos schliessen! 

Der 1994 eröffnete Teil des Friedhofs - modern gestaltet mit Wasserlauf und Teich - verfügt über Urnenwände und Grabfelder. 
Kunstwerke des Bildhauers Schang Hutter bereichern die Erweiterung. 2004 erhielt der Friedhof Bümpliz als letzter der Berner 
Friedhöfe eine eigene Abdankungshalle. Besonders reizvoll am Friedhof Bümpliz ist der Kontrast zwischen dem über 100-
jährigen Teil und der modernen Erweiterung sowie der architektonisch gelungenen Abdankungshalle. Nebst seiner Funktion als 
Begräbnisort, als Ort der Trauer, des Gedenkens und der Ruhe, erfüllt der Friedhof Bümpliz auch eine wichtige Rolle als grüne 
Lunge des durch Hochhäuser geprägten Berner Vororts. 

Wir, die Unterzeichnenden, fordern den Gemeinderat der Stadt Bern auf, von den Schliessungsplänen des Friedhofs Bümpliz 
Abstand zu nehmen und diesen wichtigen Ort im Herzen von Bümpliz zu erhalten  den Bewohnerinnen und Bewohner von 
Bümpliz zuliebe! 

Als Unterzeichner dieser Petition fordern wir den Gemeinderat 
der Stadt Bern auf, von den Schliessungsplänen des Friedhofs 
Bümpliz Abstand zu nehmen und diesen wichtigen Ort im 
Herzen von Bümpliz zu erhalten – den Bewohnerinnen und 
Bewohnern von Bümpliz zuliebe! 

Der 1994 eröffnete Teil des Friedhofs – modern gestal-
tet mit Wasserlauf und Teich – verfügt über Urnen-
wände und Grabfelder. Kunstwerke des Bildhauers 
Schang Hutter bereichern die Erweiterung. 2004 erhielt 
der Friedhof Bümpliz als letzter der Berner Friedhöfe 
eine eigene Abdankungshalle. Besonders reizvoll am 
Friedhof Bümpliz ist der Kontrast zwischen dem über 
100-jährigen Teil und der modernen Erweiterung sowie 
der architektonisch gelungenen Abdankungshalle. 

Nebst seiner Funktion als Begräbnisort, als Ort der 
Trauer, des Gedenkens und der Ruhe, erfüllt der Fried-
hof Bümpliz auch eine wichtige Rolle als grüne Lunge 
des durch Hochhäuser geprägten Berner Vororts.

Ganze Seite ausschneiden 
und einsenden an:
SVP Sektion Bümpliz
Niederbottigenweg 101
3018 Bern

Jede Person, unabhängig von Stimmrecht oder 
Nationalität, darf diese Petition unterschreiben.  
Weitere Unterschriftenbogen können bezogen 
werden bei: Thomas Fuchs (Präsident),
Tel. 079 302 10 09, fuchs@fuchs.tv

JETZT PETITION
UNTERSCHREIBEN!

Vorname, Name Strasse, Nr. PLZ, Ort Unterschrift
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Kernenergie : Neuste Nachrichten
Der BWRX-300 SMR von GEHitachi
Wie NuScale unterbreitete jetzt auch GEHitachi 
eine neue SMR*)-Entwicklung der kanadischen 
Sicherheitskommission zur Vorprüfung.
Kommentar: Die Konkurrenz zwischen den bei-
den Leichtwasserreaktortypen, nämlich Druck- 
wasser- und Siedewasserreaktoren, wird also 
fortgesetzt. Gut für die zukünftigen Besteller 
dieser inhärent sicheren Reaktortypen, bei denen 
Schmelzunfälle à la Fukushima physikalisch 
ausgeschlossen werden können.

Erschreckende Negativmeldung
Die neugewählte australische Regierung erteilt 
einer indischen Firma die Bewilligung zur Er-
öffnung einer Kohlemine in Queensland. Es 
sollen vorerst aus einem 320 Kilometer ent-
fernten Hafen jährlich 10 Millionen Tonnen 
Kohle nach Indien verschifft werden. Für später 
ist eine Erhöhung auf 60 Millionen Tonnen pro 
Jahr vorgesehen.
Kommentar: 60 Millionen Tonnen Kohle er-
geben nach deren Verbrennung 220 Millionen 

Tonnen CO2, also 5,5 Mal den Jahresausstoss der 
Schweiz, oder 550 Mal die Menge CO2, die die 
Schweiz einspart, wenn sie ihre Flugbewegun-
gen um 30% einschränkt!

CO2-Einsparungen von Kernkraft­
werken
Die Schweizer Kernkraftwerke haben seit ihrer 
Inbetriebnahme bis Ende Juni 2019 950 TWh**) 
Strom produziert. Hätte man, wie anfangs der 
60er Jahre ernsthaft erwogen, diesen Strom mit 
Ölkraftwerken zu erzeugen, so hätten diese da-
bei statt 10 Millionen Tonnen CO2 (wie die 
KKWs), 600 MioT CO2 in die Luft verpufft. Das 
wären 15 zusätzliche Schweizer Jahresausstösse 
gewesen.
Kommentar: Ein weiterer Beweis, welch gro-
tesken Unsinn die sog. «Grünen» uns mit der 
Energiewende beschert haben. Nun, wer in die 
Welt schaut sieht, dass vielerorts die Kernener-
gie als eine der grössten und schnellsten Hilfen 
zur Minderung der Klimakatastrophe betrachtet 
wird!

Neuste Nachrichten und Kommentare zur 
weltweiten Entwicklung der Kernenergie

1.  Der BWRX-300 SMR von GEHitachi  
 
Wie NuScale unterbreitete jetzt auch GEHitachi eine neue SMR*)-Entwicklung der kanadischen 
Sicherheitskommission zur Vorprüfung.  
Kommentar: Die Konkurrenz zwischen den beiden Leichtwasserreaktortypen, nämlich Druck-
Wasser und Siedewasserreaktoren, wird also fortgesetzt. Gut für die zukünftigen Besteller dieser 
inhärent sicheren Reaktortypen, bei denen Schmelzunfälle à la Fukushima physikalisch ausge-
schlossen werden können.

2.  Erschreckende Negativmeldung

  Die neugewählte australische Regierung erteilt einer indischen Firma die Bewilligung zur Eröffnung 
einer Kohlemine in Queensland. Es sollen vorerst aus einem 320 Kilometer entfernten Hafen 
jährlich 10 Millionen Tonnen Kohle nach Indien verschifft werden. Für später ist eine Erhöhung 
auf 60 Millionen Tonnen pro Jahr vorgesehen.  
Kommentar: 60 Millionen Tonnen Kohle ergeben nach deren Verbrennung 220 Millionen Tonnen 
CO2, also 5.5 Mal den Jahresausstoss der Schweiz, oder 550 Mal die Menge CO2 die die Schweiz 
einspart, wenn sie ihre Flugbewegungen um 30% einschränkt!

3.  CO2-Einsparungen von Kernkraftwerken

 Die Schweizer Kernkraftwerke haben seit ihrer Inbetriebnahme bis Ende Juni 2019 
  950 TWh**) Strom produziert. Hätte man, wie anfangs der 60er Jahre ernsthaft erwogen, diesen 

Strom mit Ölkraftwerken erzeugt, so hätten diese dabei statt 10 Millionen Tonnen CO2 (wie die 
KKWs), 600 MioT CO2 in die Luft verpufft. Das wären 15 zusätzliche Schweizer Jahresausstösse 
gewesen.

  Kommentar: Ein weiterer Beweis, welch grotesken Unsinn die sog. „Grünen“ uns mit der Ener-
giewende beschert haben. Nun, wer in die Welt schaut sieht, dass vielerorts die Kernenergie als 
eine der grössten und schnellsten Hilfen zur Minderung der Klimakatastrophe betrachtet wird!

 *)  SMR = Small, Modular Reactor. Kleiner modularer Reaktor, der serienmässig und damit billiger 
hergestellt werden kann.

 **) eine TWh = eine Terawattstunde =eine Milliarde Kilowattstunden

www.kettenreaktion.ch

*) SMR = Small, Modular Reactor. Kleiner 
modularer Reaktor, der serienmässig und damit 
billiger hergestellt werden kann.
**) eine TWh = eine Terawattstunde = eine Mil-
liarde Kilowattstunden.

Die Kleinen verlieren mit dem Rahmenabkommen
Die reichen, grossen und global ausgerichteten Unternehmen haben am wenigsten 
Probleme damit, ihr Lobbying in Brüssel aufzuziehen, ohne mühsame Volksabstim­
mungen, ohne Föderalismus und Schweizer Konsensfindung. Die direkte Demokratie 
und die dezentralen Strukturen der Schweiz sind viel mehr ein Garant dafür, dass die 
Politik und Regierung in der Gesellschaft und hiesigen Wirtschaft verankert bleibt. 
Wenn wir mit dem Rahmenabkommen Gesetzgebung, Auslegung und Durchsetzung 
nach Brüssel delegieren, verlieren wir diese Vorteile.

Man versucht mit einer waghalsigen Argumen-
tation die neu formierten Wirtschaftskomitees, 
die das Rahmenabkommen bekämpfen, in den 
Dreck zu ziehen. Dabei stimmt gerade das Ge-
genteil. Reiche, grosse und global ausgerichtete 
Firmen haben am wenigsten Probleme damit, 
wenn die Schweizer Politik von Brüssel domi-
niert wird. Dies ist darauf zurückzuführen, da es 
viel effizienter ist, in Brüssel zu lobbyieren und 
damit für die ganze EU und die Schweiz, als in 
jedem Land einzeln und zusätzlich in der poli-
tisch komplizierten Schweiz. Für diese Kreise 
ist es doch eher mühsam, immer wieder diese 
Volksabstimmungen zu bewältigen und mit Ver-
nehmlassungen und dem internen Föderalismus 
zu kämpfen. Bei uns dürfen alle mitreden. In 
Brüssel hingegen gilt es, nur wenige Beamte und 
Politiker zu beeinflussen. Diese Tatsache deutet 
vielmehr darauf hin, dass diese Wirtschafts-
kreise, die das Rahmenabkommen verhindern 
wollen, den Vorteil einer konsensbasierten und 
direktdemokratischen Politik sehen, die viel 
freiheitlicher und auch ausgewogener ist. Ver-
ständlicherweise haben diese Kreise Angst vor 
der Regulierungs- und Bürokratieflut aus Brüs-
sel. Verständlicherweise möchten diese Kreise 
die Schweiz eher global, als sehr einseitig und 
dominant EU-bezogen ausgerichtet sehen. Die 
Musik in Sachen Wirtschaftswachstum, sowie 

auch Forschung und Innovation spielt leider 
nicht in der EU, sondern global, insbesondere in 
Asien und Amerika. Eine einseitige Bindung an 
die EU ist da eine schlechte Strategie.

Gewerbe und Landwirtschaft verlieren 
an Einfluss
Entgegen den Behauptungen des Artikels ist es 
viel mehr so, dass mit einer Anbindung an die EU-
Institutionen die kleinen Akteure in der Schweiz 
massiv an Einfluss verlieren. Das Gewerbe, die 
Landwirtschaft, aber auch Vereine und lokale 
Akteure, etwa im Bereich Nachhaltigkeit haben 
keine Chance, ihre Interessen, Bedürfnisse und 
Ideen noch einbringen und umsetzen zu können, 

weil Brüssel weit entfernt ist und das Lobbying 
dort von grossen Agenturen, Kanzleien, inter-
nationalen Grosskonzernen und Funktionären 
geprägt ist. Unsere dezentralen Strukturen in Ge-
meinden und Kantonen, aber auch die Vielzahl 
an Parteien, Verbänden und Interessengruppen 
sind viel besser geeignet, Innovation, Fortschritt 
und Unternehmertum zu fördern, als interna-
tionale, bürgerferne Apparate wie in Brüssel. 
Diese Vorteile dürfen wir nicht aufs Spiel setzen 
mit einer politischen Integration in die EU. Um 
erfolgreich und zukunftsgerichtet zu bleiben, 
brauchen wir mehr Handlungsfreiheit und Agili-
tät, keinen einschränkenden Rahmen und keine 
starren Mechanismen.


